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Personalnotstand im öffentlichen Dienst: 

Ostdeutschland vor dem Kollaps?
In Sachsen hat eine Regierungskommission den Personalbestand des Freistaates analy-
siert und ist zu alarmierenden Ergebnissen gekommen: Jeder zweite Staatsdiener geht 
bis zum Jahr 2030 in Rente oder Pension. Den Plan, die Landesverwaltung bis 2020 auf 
70 000 Stellen zu schrumpfen, hatte Ministerpräsident Stanislaw Tillich bereits teilweise 
aufgegeben. Trotzdem sieht die Kommission die „Handlungs- und Funktionsfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes gefährdet“. In anderen Ländern sieht es nicht besser aus.

„Das, was die Kommission zur 
umfassenden Evaluation der 
Aufgaben, Personal- und Sach-
ausstattung im vergangenen 
Jahr herausgearbeitet hat, lag 
schon lange auf der Hand“, 
kommentiert Gerhard Pösch-
mann, Landesvorsitzender des 
SBB. „Der Personalmangel im 
öffentlichen Dienst nimmt ein 
beträchtliches Ausmaß an. Das 
Loch ist kaum mehr zu überse-
hen.“ Wenn die Verwaltung gut 
funktioniere, sei sie kaum im 
Fokus der Öffentlichkeit. Erst, 
wenn etwas nicht mehr gehe, 
stehe sie am Pranger. Das liege 
aber nicht am Unwillen der 
Beschäftigten, sondern am 
fehlenden Personal. „Dass die 
Kommission in einigen Berei-
chen der Kernverwaltung einen 
Personalmangel feststellt und 
dieser in den kommenden Jah-
ren durch überdurchschnittlich 
viele Ausscheidende noch ekla-
tant größer wird, ist ein offe- 
nes Geheimnis. Jetzt liegen die 
Zahlen auf dem Tisch, und es 
gibt keinen Bereich der Verwal-

tung des Freistaates, der nicht 
betroffen sein wird“, erklärt 
Pöschmann und fordert, dass 
die Ergebnisse in die bald be-
ginnenden Verhandlungen  
zum Doppelhaushalt 2017/18 
einfließen.

Bereits vor zwei Jahren habe 
der SBB in einer Konferenz die 
Frage gestellt: „Wieviel Staat 
braucht Staat?“ Inzwischen 
habe sich auch die Bewer-
tungsgrundlage für einen 
Personalschlüssel verändert: 
„Ging man 2010 noch von ei-
nem deutlichen Bevölkerungs-
rückgang aus, so prognostiziert 
man heute für die kommenden 
Jahre eher verhaltener. Insbe-
sondere an den Schulen rech-
net man mindestens bis 2030 
mit weiter steigenden Schüler-
zahlen. Das muss sich natürlich 
in der Personalausstattung nie-
derschlagen.“ Wichtig sei es 
daher, kluge und zukunftsfähi-
ge Lösungen für aufgezeigte 
Engpässe zu suchen. Denkbare 
Lösungsansätze seien neben 

der Erhöhung der Auszubil
dendenzahlen an den Ver
waltungsfachschulen auch 
Modelle zur Bindung künftiger 
Hochschulabsolventen an den 
öffentlichen Dienst im Frei-
staat. Altersteilzeitmodelle, die 
nicht dem Personalabbau, son-
dern der Neubesetzung der frei 
werdenden Stellen durch junge 
und gut ausgebildete Fachkräf-
te dienten, könnten die „Ruhe-
standswelle“ wenigstens teil-
weise auffangen. Auch müsste 
schnellstmöglich ein Personal-
gewinnungskonzept erstellt 
werden. „Stellenabbau, wie in 
der Planung des Doppelhaus-
haltes 2017/18 wieder vorge-
schrieben, können wir uns gar 
nicht mehr leisten!“, so Pösch-
mann. Sachsen will künftig  
mit rund 13 000 Staatsdienern 
weniger auskommen. 

<< Personalabbau  
gefährdet Demokratie

Der dbb mecklenburg-vorpom-
mern fordert einen Personalzu-

wachs von mindestens fünf 
Prozent, nicht zuletzt weil der 
Flüchtlingszustrom die öffentli-
che Hand zusätzlich belaste. 
„Dennoch nimmt die Politik 
unsere Warnungen nicht ernst 
genug. Ein weiterer Personal-
abbau gefährdet den inneren 
Frieden, unser soziales Gefüge 
und damit die Demokratie“, 
sagt der dbb Landesvorsitzen-
de Dietmar Knecht.

Die Abläufe der vergangenen 
Monate und insbesondere die 
Ereignisse in der Silvesternacht 
in Köln und anderen Städten 
hätten offenbart, dass der öf-
fentliche Dienst an Handlungs-
grenzen angelangt sei, die die 
deutsche Rechtsordnung ge-
fährdeten. Auch Mecklenburg-
Vorpommern und die Kommu-
nen müssten ausreichend 
Personal und technische Aus-
stattung erhalten. „Die Proble-
me können nicht mit Über-
stunden und einigen neuen, 
meist befristeten Einstellun-
gen gelöst werden. Die Politik 
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muss Personalplanungen am 
Limit aufgeben.“ Wer ernsthaft 
und nachhaltig integrieren 
wolle, könne nicht alles auf 
Helfer mit Herz delegieren, 
weiter eigenes Personal abbau-
en und meinen, damit sei alles 
erledigt. „Wir fordern einen 
spürbaren Personalzuwachs, 
und das muss schnell passie-
ren, bevor der Arbeitsmarkt 
insbesondere bei Polizei und 
Bildung leergefegt sein wird. 
Fachkräfte können wir nicht 
einfach von den Bäumen 
schütteln.“

Der dbb m-v fordert darüber 
hinaus, dass die Verantwor-
tung für das jahrelange politi-
sche Versagen auch von der 
Politik selbst getragen wird 
und nicht auf die vorhandenen 
Kolleginnen und Kollegen, die 
eine großartige Arbeit leisten, 
abgewälzt wird. „Wenn was 
nicht läuft, dann stellt sich nie-
mand, schon gar nicht die Poli-
tik, schützend vor die Betroffe-
nen. Stattdessen wird ihnen 

noch der Schwarze Peter zuge-
schoben“, so Knecht.

<< „Jammertal“ Verwaltung

In Sachsen-Anhalt gibt es zu 
wenig Lehrer, zu wenig Polizis-
ten, zu wenig Straßenwärter, 
zu wenig Steuerfahnder. „Per-
sonalmangel soweit das Auge 
reicht. Vermessungsingenieure 
fehlen, die Begutachtung ma-
roder Brücken bleibt liegen, auf 
dem Land fehlen Lehrer, Mitar-
beiter aus der allgemeinen Ver-
waltung werden für Flücht-
lingsaufgaben abgeordnet und 
auch bei der Polizei fallen im-
mer mehr Aufgaben an“, kriti-
siert der Landesvorsitzende 
Wolfgang Ladebeck und for-
dert die Politik auf, „Prioritäten 
zu setzen und wieder stärker 
für eine aufgabengerechte Per-
sonalausstattung zu sorgen. 
Ich habe immer gesagt, dass 
wir nicht unter 6 000 Polizei-
vollzugsbeamte in diesem Land 
fallen dürfen. Mit dem jetzigen 
Aufgabenzuwachs – auch im 
Hinblick der Migration und 
Flüchtlingszustrom – werden 
wir uns bei mindestens 7 000 
Vollzugsbeamten in den nächs-
ten Jahren einpegeln müssen.“ 

Kurz vor den Landtagswahlen 
in Sachsen-Anhalt habe die 
CDU eine Kehrtwende in der 
Personalpolitik bei der Landes-
polizei vollzogen. „Denn um 
ihre Sicherheit besorgte Bürger 
sind keine guten Wähler“, so 
Ladebeck. Laut Regierungspro-
gramm der CDU zur Landtags-
wahl im März 2016, wolle sie 
bis zum Jahr 2025 eine Sollstär-
ke von 7 000 Polizisten vorwei-
sen. „Um diese Zahl zu errei-
chen und dem altersbedingten 
Ausscheiden entgegenzuwir-
ken, muss der jährliche Einstel-
lungskorridor von derzeit 250 
auf wenigstens 350 Neuein-
stellungen aufgestockt wer-
den“, sagt Ladebeck. 

Die Probleme bei der Bewälti-
gung der Aufnahme und Inte
gration der Migranten zeigten 
überdeutlich, dass die Verwal-
tung personell ein großes 
„Jammertal“ sei. Das betreffe 

auch die Finanzbehörden, wo 
die Kolleginnen und Kollegen 
ihrem Auftrag nur noch unzu-
reichend nachkommen könn-
ten: „Sie können mangels Per-
sonal zum Beispiel nicht alle 
Fälle von Steuerhinterziehun-
gen prüfen. Auch gehen dem 
Land Steuereinnahmen durch 
die Lappen, weil Betriebe nicht 
mehr regelmäßig geprüft wer-
den, manche Betriebe nur alle 
50 Jahre“, mahnte Ladebeck.

<< Handlungsfähigkeit des 
Staates gefährdet

„Was unser Land jetzt braucht, 
ist ein starker Staat, der in der 
Lage ist, die Aufgaben anzupa-
cken und ohne Umwege Lösun-
gen zu finden. Der bisher be-
schlossene Stellenabbau ist in 
dieser Zeit nicht mehr haltbar, 
da in allen Bereichen des Landes 
jede Arbeitskraft benötigt wird 
und die Beschäftigten und Be-
amten teilweise ihre Belas-
tungsgrenzen überschritten 
haben“, hatte der Landesvorsit-
zende des tbb, Helmut Lieber
mann, bereits in einer Presse-
mitteilung vom 18. September 
2015 gefordert. Die nicht vor-
hersehbaren neuen Bedingun-
gen erforderten, bisherige Ta-
bus zu brechen und da, wo es 
nötig sei, so schnell wie möglich 
Neueinstellungen im erforderli-
chen Umfang vorzunehmen.

„Wieviel Staat wollen wir uns 
leisten?“ hatte der tbb im No-
vember 2015 unter anderem 
den Thüringer Ministerpräsi-
denten Bodo Ramelow in einem 
Symposium gefragt. „Der tbb 
hat die Forderung erhoben, den 
Stellenabbau auszusetzen, und 
ich kann das nachvollziehen“, 
sagte Ramelow, „doch wenn  
wir umschalten von einem Stel-
lenabbau zu einem -zuwachs, 
dann brauchen wir auch einen 
Zuwachs an Einwohnern und 
Wirtschaftsleistung. Mit weni-
ger Geld mehr Aufgaben finan-
zieren, das werden wir nicht 
hinkriegen.“ Ramelow forderte 
deshalb eine große Finanzre-
form in Deutschland und deut-
lich mehr Unterstützung des 
Bundes bei den Flüchtlingskos-

ten. Das könne er momentan 
nicht erkennen. Deshalb war er, 
was für viele überraschend kam, 
sogar der Ansicht, dass der bay-
erische Ministerpräsident Horst 
Seehofer (CSU) in der Flücht-
lingspolitik nicht nur laut klap-
pere: „Er hat an vielen Stellen 
einfach Recht“, sagte er, ohne 
weiter ins Detail zu gehen.

In finanzieller Hinsicht werde 
auch der im Dezember 2015 
gefundene Kompromiss der 
Ministerpräsidenten zur Neu-
gestaltung des Länderfinanz-
ausgleichs die Einnahmeseite 
des Landeshaushalts 2019, al-
lerdings in geringerem Maße, 
stützen als heute, ist sich Lie-
bermann sicher: „Wie Thürin-
gen im Jahr 2019 vergleichbare 
staatliche Leistungen anbieten 
soll wie finanzstarke Bundes-
länder, ist unter diesen Bedin-
gungen heute völlig unge-
klärt.“� br
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Verbeamtungshöchstalter:

Schlusslicht im Ländervergleich
Mit der am 16. Dezember 2015 von den Regierungsparteien verabschiede-
ten Aufnahme des Maximalalters für Verbeamtungen von 40 Jahren in das 
Landesbeamtengesetz bleibt das Land sieben Jahre unter den rechtlichen 
Möglichkeiten.

Hinzu kommt, dass Mecklen-
burg-Vorpommern das einzige 
Land mit einem derart niedri-
gen Höchstalter ist. „Wo alle 
anderen Länder und der Bund 
die Türen für die Gewinnung 
qualifizierter Mitarbeiter und 
effektiverer Wettbewerbsfä-
higkeit weit aufstoßen, wer-
den sie hier zugeschlagen. 
Scheinbar stimmt Bismarcks 
Einschätzung, dass hier alles 
später passiert“, kommentier-
te dbb Landeschef Dietmar 
Knecht. Mit Blick auf die Per-
sonalsituation im öffentlichen 
Dienst bringe sich das Land 
damit um einen wirkungsvol-

len Spielraum in der Perso
nalsteuerung. Erfahrene und 
engagierte Beamtinnen und 
Beamte fielen nicht vom Him-
mel, würden in Anbetracht 
stetig wachsender Aufgaben 
aber dringend gebraucht. 

Darüber hinaus spreche auch 
der auf 67 Jahre angehobene 
Eintritt in den Ruhestand für 
Beamte nicht gegen, sondern 
eher für eine höhere Einstel-
lungsgrenze. „Neben fiskali-
schen Mutmaßungen existie-
ren keine sachlichen Gründe 
für diese in Deutschland ein-
zigartig hohe Hürde, dafür 

umso mehr erhebliche verfas-
sungsrechtliche Bedenken.  
Es ist für die Betroffenen  

mehr als demotivierend,  
wenn Spielräume ausschließ-
lich zum geradezu kannibali-
schen Sparen genutzt wer-
den“, betonte Knecht.

Der dbb mecklenburg-vor-
pommern hat vor diesem 
Hintergrund erneut darauf 
hingewiesen, dass das Beam-
tenrecht auf Bundes- und 
Landesebene dringend ver
einheitlicht werden muss,  
um gleichbleibende und ge-
rechte Beschäftigungsbedin-
gungen zu gewährleisten.  
Das jetzt per Gesetz festge
legte Verbeamtungshöchst
alter bedeute – zusammen 
mit anderen bereits vorher 
getroffenen Einzelregelungen 
– de facto das Aus für ein ein-
heitliches Dienstrecht im Nor-
den, so der dbb Landesvor
sitzende.�

Neujahrsempfang des Ministerpräsidenten:

Sellering würdigt öffentlichen Dienst
Am 15. Januar 2016 fand in der Sankt-Georgen-
Kirche in Wismar der Neujahrsempfang von 
Ministerpräsident Erwin Sellering statt, an dem 
auch der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht 
teilnahm.

In seiner Festrede würdigte 
Sellering auch den Einsatz der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des öffentlichen Diens-
tes im Zusammenhang mit der 
Bewältigung des Flüchtlingszu-
stroms: „Deutschland hat im 
vergangenen Jahr eine sehr 
große Zahl an Flüchtlingen 
aufgenommen. Am Ende des 
Jahres waren es mehr als eine 
Million Menschen. Das bedeu-
tet selbst für ein Land von der 
Größe und der wirtschaftli-
chen Stärke Deutschlands eine 

gewaltige Kraftanstrengung. 
Auch uns in Mecklenburg-
Vorpommern hat die starke 
Zuwanderung von Flüchtlin- 
gen vor Herausforderungen 
gestellt, die zu Beginn des 
Jahres 2015 nicht ansatzweise 
absehbar waren. Da waren 
schnelle Entscheidungen ge-
fragt. Oft mussten über Nacht 
Flüchtlinge untergebracht und 
versorgt werden. Ich danke al-
len, die daran mitgewirkt und 
sich weit über das Normalmaß 
hinaus engagiert haben. Zu ih-

nen gehören auch die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter  
im öffentlichen Dienst, auf 
Landesebene wie auch in den 

Kommunen. Sie alle haben 
wirklich Großartiges geleistet. 
Herzlichen Dank für dieses 
Engagement.“�

<	 dbb Landeschef Dietmar Knecht und Ministerpräsident Erwin Sellering 
(rechts).
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Reform des Gleichstellungsgesetzes:

Auch Kommunen in die Pflicht nehmen
Die Landesregierung beabsichtigt, das Gleichstellungsrecht im Bereich  
des öffentlichen Dienstes weiterzuentwickeln. Dies hat die dbb Landes
frauenvertretung am 16. Dezember 2015 auf Einladung der Leitstelle für 
Frauen und Gleichstellung im Ministerium für Arbeit, Gleichstellung und 
Soziales erörtert.

Positiv bewertet die Landes-
frauenvertretung, dass der Ge-
setzentwurf den geänderten 
Rahmenbedingungen unter 
anderem aus dem Tarifrecht, 
der Rechtsprechung und der 
Weiterentwicklung des Gleich-
stellungsbegriffs entspricht, 
die Position der Gleichstel-
lungsbeauftragten stärkt und 
die bessere Vereinbarkeit von 
Erwerbsleben, Familie und 
Pflege beschreibt.

Im weiteren Verlauf der Ver-
bandsbeteiligung fand am 
5. Januar 2016 ein Austausch 
mit Vereinen, Verbänden des 
Landesfrauenrats, Vertretern 
des Landkreistages und des 
Städte- und Gemeindetages 
sowie Gewerkschaften statt. 
Die dbb Landesfrauenvertre-
tung begrüßt das Ziel des 
Reformgesetzes, Gleichstel-
lungsfortschritt zu erreichen. 
Grundsätzlich wurde ange-
merkt, dass der öffentliche 
Dienst in der Begriffsbestim-
mung neben dem Geltungs
bereich im Art. 1 § 2 (1) auch 
die Kommunen umfasst, die 
jedoch laut Abs. 2 das Gesetz 
lediglich anwenden können, 
nicht müssen.

Die Praxis zeigt, dass die 
Festschreibung der Haupt
amtlichkeit in Vollzeit sowie 
Beteiligungs- und Beanstan-
dungsrechte in der Kommunal-
verfassung nicht umfassend 
verankert sind. Darüber hinaus 
wurde auf das Thema Verein-
barkeit dahingehend eingegan-
gen, dass der Begriff im Gesetz 
über Familie und Pflege hin-
ausgehen und weiter gefasst 
werden muss. Eine Förderung 

des erweiterten Sachstandes 
der Vereinbarkeit von Erwerbs- 
und Privatleben gibt Frauen 
und Männern die Möglichkeit 
zu mehr Flexibilität zum Bei-
spiel für Ehrenamt und Qua
lifikation.

Weitere Schwerpunkte, die 
sich im Gesetzentwurf wider-
spiegeln sollten, sind unter an
derem die Einführung einer 

Quote zur Beseitigung von 
Unterrepräsentanz des jeweils 
anderen Geschlechts, das Kla-
gerecht für Gleichstellungs
beauftragte, die bessere Ge-
staltung der Anwendbarkeit 
auf die staatlichen Schulen so-
wie die Existenz von Frauen-
förderplänen in den Organisa-
tionseinheiten. Kontrovers 
wurde der Vorschlag disku-
tiert, dass, wenn strukturelle 

Benachteiligungen festge- 
stellt werden, auch männliche 
Beschäftigte die Gleichstel-
lungsbeauftragte wählen kön-
nen sollten.

Klar herausgearbeitet wur- 
de der Status der Gleichstel-
lungsbeauftragten als Teil  
der Dienststelle und nicht  
zur Personalvertretung ge
hörend. Die dbb Landesfrau-
envertretung legt großen 
Wert darauf, dass die Funk- 
tion der Gleichstellungsbe
auftragten eine Vertrauens-
stellung zu allen Beschäftig-
ten einerseits, aber auch zur 
Dienststellenleitung ande
rerseits voraussetzt.�

<	 Personalzuwachs von fünf Prozent erforderlich

Im Zeichen der Herausforderungen an den 
öffentlichen Dienst, die die große Anzahl von 
Flüchtlingen mit sich bringt, stand auch die tradi-
tionelle dbb Jahrestagung vom 10. bis 12. Januar 
in Köln. Am Rande der Tagung appellierte der 
dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht an die 
Politik in Mecklenburg-Vorpommern, endlich an-
gemessen zu reagieren und das zuständige Per-
sonal um mindestens fünf Prozent aufzustocken 
(siehe Seite 2). 

Im Bild die Teilnehmer der Jahrestagung aus  
M-V (von links): Klaus-Peter Glimm (DBSH), 
Michael Blanck (VBE), Lutz Supplitt (VdB), 
Hartmut Petersen (GDL), Rita-E. Waldow (DVG), 
Dr. Thomas Darsow (Innenministerium M-V), 
Dietmar Knecht (Landesvorsitzender dbb m-v), 
Anka Schmidt (dbb m-v), Werner Gutknecht 
(DPVKOM), Brigitte Gutknecht, Hermann Warner 
(Ehrenvorsitzender dbb m-v) und Prof. Manfred 
Krüger (VHW).
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dbb Landesseniorenvertretung:

Sitz im Altenparlament
Der dbb m-v hatte sich Mitte 2015 mit der Bitte 
an das Altenparlament des Landes gewandt, der 
Landesseniorenvertretung einen Sitz in diesem 
Gremium zuzusprechen. Diesem Anliegen wurde 
stattgegeben.

Am 24. November 2015 fand 
in der Landesgeschäftsstelle 
des dbb m-v eine Zusammen-
kunft der Landesseniorenver-
treter der Mitgliedsgewerk-
schaften des dbb Landesbun- 
des statt. Nach der Eröffnung 
und Begrüßung durch den Vor-
sitzenden der Landessenioren-
vertretung, Gerd Dümmel, und 
dem Lagebericht zu aktuellen 
seniorenpolitischen Themen 
informierte Alexandra Hagen-
Freusberg, Referentin für Seni-

orenpolitik in der Bundesge-
schäftsstelle des dbb, über das 
neue Pflegestärkungsgesetz. 
Im Anschluss informierte der 
Vorstand der Landessenioren-
vertretung über seine Tätig-
keit. 

Der dbb m-v ist künftig im 
Altenparlament vertreten,  
und zwar mit einem direkten 
Sitz, den der Vorsitzende der 
Landesseniorenvertretung des 
dbb m-v, Gerd Dümmel, wahr-

nimmt. Einen weiteren Sitz hat 
der BRH inne. 

Das Altenparlament tritt alle 
zwei Jahre zusammen und ist 
eine Einrichtung politisch inte-
ressierter älterer Bürger, die 
bereit sind, ihren Beitrag zur 
Entwicklung einer solidari-
schen Bürgergesellschaft zu 
leisten und sich in die Ent-
scheidungsprozesse senioren-
relevanter Belange einzubrin-
gen. Anliegen und Ziel ist es, 
den Erfahrungsschatz der älte-
ren Generation zur Gestaltung 
einer Gesellschaft für alle Le-
bensalter zu nutzen. Nach der 
Devise „Politik mit und nicht 
für Senioren“ wirkt das Alten-
parlament an der Lösung ak-
tueller und mittelfristiger Auf-

gaben im Bereich der 
Seniorenpolitik mit.

Das Altenparlament in Meck-
lenburg-Vorpommern stellt ein 
Gremium von Seniorinnen und 
Senioren dar, das sich entspre-
chend der Anzahl der Mitglie-
der des Landtages aus 71 Per-
sonen zusammensetzt. Die 
Delegierten des Altenparla-
mentes sind Vertreter der Seni-
orenbeiräte, der Senioren- und 
Sozialverbände, der Liga der 
Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege, der Senio-
renorganisationen der Partei-
en, Gewerkschaften und Kir-
chen sowie Vertreter von 
Verbänden und Vereinen, die 
sich mit Seniorenpolitik und 
Seniorenarbeit befassen. �

dbb und BDK im Gespräch:

Zusammenarbeit angestrebt
Am 19. Januar 2016 führten der Landesvorsitzende des dbb dbb m-v, Dietmar Knecht, und der 
Landesvorsitzende des Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK), Ronald Buck, ein Arbeitsgespräch  
in der dbb Geschäftsstelle in Schwerin.

Unter anderem besprachen die 
Gewerkschafter die für Außen-
stehende schwer nachzuvoll-
ziehende Vertretung von Be-
schäftigten einer Branche oder 
Berufsgruppe durch mehrere 
Gewerkschaften und loteten 
Möglichkeiten zur weiteren 
Vernetzung in Tariffragen aus. 
Auch die Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede in der Be-
wertung und Umsetzung von 
Verwaltungsvorschriften wie 
beispielsweise Beförderungs- 
oder Beurteilungsnormen in 
den verschiedenen Organisati-
onseinheiten des öffentlichen 
Dienstes und die bevorstehen-
den Tarifverhandlungen wur-
den erörtert.

Natürlich beinhaltete das 
Treffen auch die Thematik 
eines Beitritts des BDK in  
den dbb beamtenbund und 
tarifunion, selbst wenn ein 
solcher Schritt den Organen 
der jeweiligen Bundesvertre-
tungen obliegt. 

Nach Auffassung der beiden 
Gesprächspartner ist jedoch 
auch ohne eine Beitrittsent-
scheidung eine Zusammen
arbeit zwischen dem dbb, 
seinen angeschlossenen 
Mitgliedsgewerkschaften  
und dem BDK nicht nur mög-
lich, sondern überaus ziel
führend und wird daher 
angestrebt. �

<	 dbb Landesvorsitzender Dietmar Knecht (rechts) und BDK-Landesvorsit-
zender Ronald Buck loteten während ihres Gesprächs die Möglichkeiten 
zur engeren Zusammenarbeit ihrer beiden Organisationen aus.
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BDR M-V:

Beförderungssituation unbefriedigend
Am 25. November 2015 fand der Rechtspflegertag 
des BDR Mecklenburg-Vorpommern im Plenarsaal 
des Oberlandesgerichts Rostock im Ständehaus 
statt. 

Im Fortbildungsteil stand der 
Bereich der Zwangsversteige-
rung im Mittelpunkt. Zu den 
aktuellen Entwicklungen refe-
rierte Prof. Heike Köster von 
der Norddeutschen Hochschu-
le für Rechtspflege in Hildes-
heim, die unter anderem auf 
die sogenannten „Versteige-
rungsverhinderer“ und „Reichs-
bürger“ einging und Tipps zum 
Umgang mit diesen und zu 
Möglichkeiten des Rechtspfle-
gers im Rahmen der Versteige-
rung, aber auch der Gläubiger-
versammlung im Insolvenz- 
verfahren gab. 

Justizministerin Uta-Maria 
Kuder stellte die aktuellen Ent-
wicklungen bei der flexiblen 
Arbeitszeit (Vertrauensarbeits-
zeit in anderen Bundesländern) 
sowie den Zeitplan zu Einfüh-
rung vor. Im Bereich der Beför-
derungen und der Personal
ausstattung teilte Kuder mit, 
dass die Beförderungsrunde 

2013/2014 immer noch nicht 
komplett abgeschlossen sei, 
eine Beförderungsrunde 2015 
faktisch nicht stattgefunden 
habe und sehr wahrscheinlich 
auch 2016 mangels einer 
Dienstpostenbewertung wohl 
nicht stattfinden wird. Auch 
wenn – wie von der Ministerin 
ausgeführt – die Beförderun-
gen in den Jahren ihrer Amts-
zeit höher ausfielen als bei ih-
rem Vorgänger, ist dies doch 
eine niederschmetternde Aus-
sage. Andere Bundesländer be-
fördern auch ohne Vorliegen 
einer Dienstpostenbewertung.

Erstmals nach zehn Jahren 
wurde wieder eine Amtsan-
waltsstelle ausgeschrieben.  
Im Jahr 2016 soll eine weitere 
Stelle ausgeschrieben werden. 
Die Laufbahn des Amtsanwal-
tes ist die einzige Möglichkeit 
des Rechtspflegers, sich in „sei-
nem“ Bereich weiter zu qualifi-
zieren. Damit ist eine zentrale 

Forderung des Bundes Deut-
scher Rechtspfleger durchge-
setzt worden.

Der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht gab in seinem 
Grußwort einen Überblick über 
die 25-jährige Entwicklung in 
den anderen Bereichen des 
Landesbeamtentums. 

Die weiter anstehenden Pro-
jekte – wie die elektronische 
Akte, die Dienstpostenbewer-
tung, die Anpassung des Studi-
ums zum Rechtspfleger in ein 

24/12-Modell sowie die flexi
ble Arbeitszeit für die Rechts-
pfleger – bildeten den Grund-
stock für den anschließenden 
Meinungsaustausch der 
Rechtspfleger mit den Ver
tretern der Behörden.

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung standen eine Sat-
zungsänderung sowie die Neu-
wahl des Vorstandes auf der 
Tagesordnung. BDR-Landesvor-
sitzender ist Lars Birke, stell-
vertretender Landesvorsitzen-
der Heiko Käckenmeister. �

<	 DVG wählte neuen Landesvorstand

Die Mitgliederversammlung 
der Deutschen Verwaltungs-
Gewerkschaft Mecklenburg-
Vorpommern (DVG M-V) fand 
am 2. Dezember 2015 in 
Schwerin statt. Nach dem 
Rechenschaftsbericht der 
DVG-Landesvorsitzenden 
Rita-Erika Waldow gab der 
Bundesvorsitzende der DVG, 
Ulrich Stock, einen kurzen 
Einblick in Aufgaben und Um-
fang der Arbeit des Bundes-
vorstandes. Der Ehrenvorsit
zende des dbb m-v, Hermann 
Warner, überbrachte ein 
Grußwort des dbb Landes-
bundes. Bei der Neuwahl des 

Vorstandes wurden Peter 
Sönnichsen, Ingomar Gorniak, 
Rita-Erika Waldow und Georg 
Dunkel einstimmig gewählt. 
In der anschließenden konsti-
tuierenden Sitzung des Vor-
standes wurde die langjährige 
Landesvorsitzende Rita-Erika 
Waldow für weitere vier Jahre 
in ihrem Amt bestätigt. Im 
Bild von links: Peter Sönnich-
sen, stellvertretender Vorsit-
zender; Ingomar Gorniak, 
stellvertretender Vorsitzen-
der; Rita-Erika Waldow 
(Vorsitzende); Ulrich Stock, 
DVG-Bundesvorsitzender, und 
Georg Dunkel (Schatzmeister). 
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Jahresauftakt:

Spezialisten gesucht
Der Start in ein neues Jahr stellt mich jedes Mal 
vor neue Herausforderungen. Ich beginne mit 
guten Vorsätzen, dann lande ich wieder im alten 
Trott. Denn wer kann schon aus seinem Hamster-
rad ausbrechen? Und am Ende des Jahres stelle 
ich fest, dass ich wieder nicht abgenommen habe, 
sondern eher ...

Die Tätigkeit für den Sächsi-
schen Beamtenbund stellt da 
eine Ausnahme dar. Waren 
meine Erwartungen für das 
Jahr 2013 niedrig, so übertraf 
doch jedes folgende Jahr die-
sen Erwartungskatalog. Die 
Gespräche mit den Vertretern 
der Regierung und des Sächsi-
schen Landtages werden im-
mer intensiver. Gut unter-
stützt werde ich dabei von 
meinen Mitstreitern aus der 
Landesleitung. Kaum ein Ge-
spräch, das ich allein führen 
muss, kaum ein Sachverhalt, 
für den ich keinen kompeten-
ten Berater in der Leitung fin-
de. Kein Problem, dass in der 
Geschäftsstelle nicht gelöst 
werden könnte.

<	 Rückblick

Die Arbeit in der Kommission 
zur umfassenden Evaluation 
der Aufgaben, Personal- und 
Sachausstattung hat sehr viel 
Zeit in Anspruch genommen. 
Wir sind froh, dass in den Be-
richt an das Sächsische Kabi-
nett unsere Vorstellungen zur 
Lösung des Personalproblems 
bis 2030 zu großen Teilen ein-
fließen werden. Jetzt wird es 
darauf ankommen, dieses Pa-
pier auch umzusetzen. Erst 
dann können wir von einem 
Erfolg sprechen. Dazu bedarf 
es des politischen Willens der 
Regierung und auch der Ab
geordneten im Sächsischen 
Landtag, denn viele dieser Vor-
schläge sind mit finanziellen 
Mehraufwendungen verbun-
den, welche bereits im kom-

menden Doppelhaushalt 
2017/2018 berücksichtigt 
werden müssen. Unbestrit- 
ten ist die Tatsache, dass wir 
künftig keinen Personalabbau 
mehr vertragen. Die „Löcher“ 
in einzelnen Teilen der Verwal-
tung sind schon vorhanden, 
und sie werden bei Fortset-
zung des alten Kurses nicht 
kleiner. Vielleicht wird man  
die eine oder andere Stelle 
durch Strukturveränderungen 
einsparen können. 

Es bleibt aber die Erkenntnis, 
dass neues Personal in bisher 
nicht gekannten Dimensionen 
eingestellt werden muss. Rund 
zwei Drittel der derzeit Be-
schäftigten werden bis 2030 
altersbedingt ausscheiden. 
Dazu gehören neben allgemei-
nen Verwaltungsfachleuten 
aber bis zu 92 Prozent Spezia-
listen. Das sind Ingenieure für 
den Straßenbau oder für den 
Bergbau, Ärzte, Tierärzte und 
Lebensmittelchemiker, Lehrer 
oder Fachleute für den Ar-
beits- und Emissionsschutz, 
also zum großen Teil Hoch-
schulabsolventen. Da wird 
man sich schon darüber Ge-
danken machen müssen, wie 
man solche ringsum begehr-
ten Fachleute gerade für den 
öffentlichen Dienst gewinnen 
kann. Die Konkurrenz in den 
anderen Bundesländern und 
in der Privatwirtschaft ist 
hart. Nicht ganz unerwartet 
erreichte uns das Urteil zur 
Alimentation, also zu den ab 
2011 nicht mehr gezahlten 
Sonderzahlungen für Beamte 

im Freistaat. Jetzt ist der Ge-
setzgeber unter Handlungs-
druck, denn mit Wirkung zum 
1. Juli 2016 muss eine Rege-
lung gefunden werden. Aus 
Sicht des SBB gibt es nur eine 
vernünftige Lösung, die rück-
wirkende Wiedereinführung 
der gestrichenen Sonderzah-
lungen. 

<	 Ausblick

2016 ist auch das Jahr der Per-
sonalratswahlen. Wir fordern 
unsere Mitglieder auf, gemein-
same Listen zu bilden und so 
möglichst viele unserer Kandi-
daten in den Personalräten zu 
etablieren. 

Der Sächsische Beamtenbund 
feiert sein 25-jähriges Beste-
hen. Wir werden das mit einer 
Feier im April begehen. Unter 
Federführung der SBB Senio-
renvertretung werden wir uns 
in diesem Jahr mit dem Pro
blem der Rentenangleichung 
Ost an West auseinanderset-
zen. Viele interessante The-
men, zu deren Diskussion ich 
Sie gern einlade. Für das neue 
Jahr wünsche ich Ihnen allen 
viel Gesundheit und die nötige 
Kraft, sich auch weiterhin für 
die Belange der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst zu en-
gagieren.

Gerhard Pöschmann,  
Landesvorsitzender

<	 Neujahrsempfang

<	 Am 14. Januar 2016 fand der Neujahrsempfang der Ehrenmit-
glieder des SBB statt. Fotos und jede Menge Erinnerungen 
wurden ausgetauscht und sorgten für gute Stimmung. 

	 Im Bild der Landesvorsitzende des SBB mit den Ehrenmitglie-
dern: Gerhard Pöschmann, Günter Steinbrecht, Petra Uhlig, 
Dieter Köhler und Joachim Rothe (von links).
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Hauptversammlung: 

SBB Seniorenvertretung tagte
Am 3. Dezember 2015 fand die Hauptversamm-
lung der SBB Seniorenvertretung in Dresden mit 
dem Vorsitzenden des SBB, Gerhard Pöschmann, 
und dem Vorsitzenden der dbb bundessenioren-
vertretung, Wolfgang Speck, als Gästen statt. 

Wolfgang Speck berichtete 
über die Arbeit der dbb bundes-
seniorenvertretung. Seinen 
Ausführungen folgte eine Dis-
kussion, die das Engagement 
der dbb bundesseniorenvertre-
tung, die erst vor zwei Jahren 
ins Leben gerufen wurde, in den 
Vordergrund stellte. Speck ver-
wies auf die Ungleichbehand-
lung der Senioren, die sich zum 
Beispiel in deutlich höheren 
Beiträgen für die Kfz-Versiche-
rung niederschlägt. Ziele der 
Arbeit der Bundesseniorenver-
tretung seien unter anderem 
der Rechtsschutz für Streitigkei-
ten im Bereich der Pflege, das 
Erstellen eines Notfallordners 
für Senioren und das weitere 
Engagement für die Zeitschrift 
Aktiv im Ruhestand (AiR).

Dr. Klaus Peter Klotzsche, stell-
vertretender Vorsitzender der 
SBB Seniorenvertretung, infor-
mierte über die neuesten Ent-
wicklungen und Veröffentli-
chungen zum Thema Rente in 
Ost und West, deren derzeiti-
ger Stand keinesfalls zufrie-
denstellend ist.

Rita Müller, Vorsitzende SBB 
Seniorenvertretung, legte im 
Rechenschaftsbericht die Tä-
tigkeit der SBB Seniorenver
tretung für das Jahr 2015 dar. 
Ausgangspunkt war der Be-
schluss der Hauptversamm-
lung im Jahr 2014. 

Schwerpunkte der Arbeit wa-
ren das Seniorenmitwirkungs-
gesetz für Sachsen, die Mobili-

tät für Senioren in den Städten 
und im ländlichen Raum sowie 
die Gewinnung weiterer Ge-
werkschaften im SBB für die 
Seniorenarbeit. Dieser Be-
schluss wird Arbeitsgrundlage 
für 2016 sein. Ziel soll auch 
sein, die Zusammenarbeit mit 
den Seniorenvertretungen der 

anderen Landesbünde zu 
stärken und zu intensivieren. 
„Gespannt erwarten wir, den 
,Siebten Altenbericht‘ der Bun-
desregierung, da sich daraus 
neue Schwerpunkte für unsere 
Arbeit ergeben werden“, so 
Müller, die darüber hinaus  
von der Jahrestagung der 
BAGSO vom 25. bis 26. Novem-
ber 2015 in Berlin zum Thema 
„Kein schöner Land – Älter
werden in ländlichen Räumen“ 
berichtete.

Anlässlich der Veranstaltung 
hatte die Vorsitzende Gelegen-
heit, dem neuen Vorsitzenden 
der BAGSO, Franz Müntefering, 
im Namen der sächsischen Se-
nioren zu seiner Wahl zu gratu-
lieren. Friderike de Haas (CDU) 
hatte aus gesundheitlichen 
Gründen leider nicht mehr kan-
didiert. „Ihre Anregungen für 
die Seniorenarbeit im Jahr 2016 
nehmen wir, als Bindeglied zwi-
schen Senioren und Politik und 
Verwaltung, gern entgegen“, 
bekräftigte Müller.�

Sonderzahlung für Beamtinnen und Beamte:

Wegfall verfassungswidrig 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss 
vom 17. November 2015 – veröffentlicht am 18. 
Dezember 2015 – festgestellt, dass das Grundge-
halt eines Beamten der Besoldungsgruppe A 10 in 
Sachsen im Jahr 2011 nicht amtsangemessen war.

Gegenstand der Entscheidung 
war unter anderem ein Verfah-
ren der konkreten Normenkont-
rolle zur Verfassungsmäßigkeit 
der A-Besoldung von Beamten. 
Dieses Verfahren war aufgrund 
eines Vorlagebeschlusses des 
Verwaltungsgerichts Halle in 
Gang gesetzt worden. Eine 
Beamtin der Deutschen Renten-

versicherung Mitteldeutschland 
hatte vor dem Verwaltungs
gericht auf amtsangemessene 
Alimentation geklagt. Für die 
Rentenversicherung gilt sächsi-
sches Besoldungsrecht. Die Hal-
lenser Richter hatten Zweifel an 
der Verfassungsmäßigkeit des 
sächsischen Besoldungsrechts 
und ihren richterlichen Be-

schluss dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Prüfung 
vorgelegt. Nunmehr hat das 
Bundesverfassungsgericht 
entschieden. 

Nach der Entscheidung blieb 
die Entwicklung der sächsi-
schen Beamtenbesoldung 
zwischen 1997 und 2011 um 
5,5 Prozent hinter dem Anstieg 
der Tarifverdienste, um 7,79 
Prozent hinter dem Anstieg des 
Nominallohnindexes und um 
6,09 Prozent hinter dem An-
stieg des Verbraucherindex 
zurück. Damit besteht eine 
Vermutung, dass die Grund

gehaltssätze der Besoldungs-
gruppe A 10 in Sachsen im Jahr 
2011 das Mindestmaß der 
amtsangemessenen Alimenta-
tion unterschritten haben. Um 
eine solche Unteralimentation 
rechtfertigen zu können, be-
darf es eines ausreichenden 
sachlichen Grundes. Wenn die-
ser fehlt, besteht ein relativer 
Normbestandsschutz. Insbe-
sondere rügten die Verfas-
sungsrichter, dass für die Strei-
chung des Weihnachtsgeldes 
in der Gesetzesbegründung 
nur fiskalische Gründe ange-
führt wurden. Aus der Geset-
zesbegründung wurde nicht 

> Wolfgang Speck
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erkennbar, dass diese Maßnah-
me Teil eines Gesamtkonzepts 
zur Haushaltskonsolidierung 
sein könnte. 

Ein sachlicher Grund für die 
Unteralimentation lag damit 
nicht vor. Das Urteil hat Aus-
wirkung für alle Besoldungs-
gruppen. Da alle Besoldungs-
gruppen von der Streichung 
der Sonderzahlung betroffen 
sind, ist davon auszugehen, 
dass das gesamte Besoldungs-
recht verfassungswidrig ist. 

Der Landesgesetzgeber muss 
nun spätestens bis zum 1. Juli 
2016 verfassungskonforme 
Regelungen treffen. Bestre

bungen, eine Mindestalimenta-
tion rückwirkend zu zahlen, die 
gerade noch einer möglichen 
verfassungsrechtlichen Schwel-
le entsprechen würde, erteilt 
der Sächsische Beamtenbund 
(SBB) eine Absage und fordert 
die Wiedereinführung der ur-
sprünglichen Sonderzahlung. 

Der SBB wird deshalb das 
Gesetzgebungsverfahren mit 
einer Vielzahl von gewerk-
schaftlichen Aktionen beglei-
ten. Näheres hierzu unter 
www.sbb.dbb.de

Norbert Maroldt,  
Vorsitzender der Rechtsschutz-

kommission des SBB

Tarifstreit:

Was ist denn in Naunhof los?
In Naunhof, einem kleinen Städtchen in der Nähe von Leipzig, rumort es seit 
einigen Jahren und besonders in den vergangenen Monaten immer mehr. 
Hintergrund ist die unzureichende Tarifsituation der städtischen Beschäftig-
ten, die sich das nicht länger gefallen lassen wollen.

Zum 1. Januar 1994 ist Naun-
hof aus dem Kommunalen Ar-
beitgeberverband (KAV Sach-
sen) ausgetreten. Seitdem 
sind die Mitarbeiter der Stadt 
stets mit unterschiedlichen 

rechtlichen Grundlagen einge-
stellt und vergütet worden. 
Die Eingruppierung beruht 
nach Auskünften des Perso-
nalrats zum Teil auf „BAT-O-
Recht“, auf individuellen Ver-

einbarungen oder strengen, 
einseitigen Festlegungen des 
ehemaligen Bürgermeisters 
(Festgehälter). In den letzten 
Jahren wurde oftmals vertrag-
lich geregelt, dass „die Vergü-

tung in Anlehnung an den 
TVöD“ erfolgt.

Die Stadt Naunhof ist die letzte 
Kommune im gesamten Um-
kreis Leipzig, in der der TVöD 
nicht gilt. Seit der Neuwahl des 
Bürgermeisters 2012 bittet der 
Personalrat alle 178 Stadtbe-
diensteten um Geduld und Ein-
sicht, dass der Wunsch nach ei-
ner einheitlichen tariflichen 
Entlohnung gemäß TVöD auf-
grund der Haushaltskonsoli
dierung vorerst nicht realisiert 
werden konnte. Inzwischen be-
stätigt ein Wirtschaftsprüfer 
der Stadt, dass die Haushalts-
konsolidierung soweit fortge-
schritten sei, dass auch eine Be-
zahlung nach TVöD (und ein 
Wiedereintritt in den KAV Sach-
sen) finanziell realisierbar sei.

Personalrat, Bürgermeister, 
Hauptamtsleiterin und Käm-
merin wollten das umsetzen 
und hatten sich in einer 
Dienstvereinbarung auf einen 
Stufenplan verständigt. Auch 
der Stadtrat sollte von Anfang 
an beteiligt werden. Dieser 
jedoch verweigerte seine Zu-
stimmung, weshalb der Bür-

<	 Kolleginnen und Kollegen der Stadtverwaltung Naunhof im Warnstreik.
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<	 SBB nahm an dbb Jahrestagung teil

<	 Mitglieder der Landesleitung des SBB, Vertreter der SBB Jugend  
und der DSTG Sachsen nahmen an der dbb Jahrestagung vom  
10. bis 12. Januar 2016 in Köln teil.

G
D

L/
G

er
da

 S
ei

be
rt

> dbb regional magazin  |  Januar/Februar 2016

dbb regional

10

Sa
ch

se
n

>



Jubiläum: 

25 Jahre BDZ Sachsen
Am 16. Januar 2016 feierte der BDZ-Bezirks
verband Sachsen sein 25-jähriges Bestehen in 
Großharthau. 

Die Vorsitzende des Bezirks
verbandes, Steffi Franze, be-
grüßte die rund 90 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer.  
Zu den Gästen gehörten neben 
Vertretern der Verwaltung und 
der benachbarten Bezirksver-
bände Nürnberg und Hannover 
sowie der Kooperationspartner 
der stellvertretende Bundes-
vorsitzende des BDZ Deutsche 
Zoll- und Finanzgewerkschaft, 
Thomas Liebel, und der Vorsit-
zende des SBB, Gerhard Pösch-
mann. 

Hans-Jürgen Zeglin, Mitglied 
im Vorstand des Bezirksver-
bandes, hielt die Festrede. Er 
reflektierte die Entwicklung 
des Bezirksverbandes von den 
Anfängen im Jahr 1990 bis 
heute. Zur Zeit der Wende 
19989/1990 machten sich die 
Zöllner in der damaligen DDR 
berechtigte Sorgen, wie es wei-
tergehen soll. Es folgten erste 
Überlegungen, sich gewerk-
schaftlich zu organisieren und 
am 3. März 1990 wurde dann 
die „Gewerkschaft der Zöllner“ 
der DDR (GdZ) gegründet. Am 
Tag der Deutschen Einheit, am 
3. Oktober 1990, schlossen sich 
GdZ und BDZ zusammen. Im 
Ergebnis der Zusammenfüh-

rung der Gewerkschaften 
gründete sich am 8. Dezember 
1990 der Bezirksverband (BV) 
Sachsen. Bis zum Jahr 2008 
war deren Vorsitzender Thilo 
Paetz. 

Der BV Sachsen kann auf 
wechselvolle 25 Jahre zurück-
blicken. Erinnert sei nur an den 
Zusammenschluss mit dem 
Bezirksverband Thüringen im 
Zuge der Neustrukturierung 
der Verwaltung und wenige 
Jahre darauf dann wieder der 
Wechsel der Thüringer Kolle-
gen zum BV Nürnberg. Zeglin 
erinnerte aber auch an ein Er-
eignis, welches unvergessen 
bleibt: die Tötung von zwei 
Kollegen am 10. Februar 1998 
in Ludwigsdorf. 

Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende Thomas Liebel 
zeichnete in seinem Grußwort 
die 25 Jahre der Einheit nach 
und rief die markantesten 
Stationen von der politischen 
Wende in der DDR in Erinne-
rung. Er verwies auf die Erfolge 
der Anfangszeiten und erin-
nerte beispielsweise an die 
Schaffung sozialverträglicher 
Umschulungsprogramme, die 
schnellstmögliche Anglei-

chung des Besoldungssystems 
und die Beibehaltung der Ver-
sorgungsordnung bis zur Über-
nahme der Bundesbeamten-
versorgung.

Der Vorsitzende des SBB, Ger-
hard Pöschmann, verwies in 
seinem Grußwort unter ande-
rem auf die gute Zusammenar-
beit und das Engagement von 
Vertretern des BV Sachsen in 
den Gremien des SBB. 

Die Vorsitzende des BDZ, Steffi 
Franze, zeichnete zwei Mitglie-
der mit der Ehrenurkunde für 
40 Jahre Mitgliedschaft im  
BDZ aus.�

<	 Glückwünsche

Der SBB Beamtenbund  
und Tarifunion Sachsen 
gratuliert herzlich:

Jörn Riedel (DSTG)

zur Berufung zum ehren-
amtlichen Richter beim 
Sozialgericht Dresden,

André Albrecht (GdV)

zur Berufung zum ehren-
amtlichen Richter beim 
Sozialgericht Chemnitz und

Carsten Finn (GdS)

zur Berufung zum ehren-
amtlichen Richter beim 
Arbeitsgericht Dresden.

<	 Der Vorstand des BV Sachsen: W. Diecke, P. Arnold, A. Groehl, G. Kirsch-
baum, A. Ulbrich, C. Dörfel, St. Franze und K. Frieser mit dem Vorsitzen-
den des SBB, G. Pöschmann (dritter von links), und dem stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden des BDZ, Th. Liebel (dritter von rechts).

pr
iv

at

germeister sich nicht in der 
Lage sah, diese Dienstverein-
barung abzuschließen.

Nun muss Plan B her: Ein Haus-
tarifvertrag zwischen der Stadt 
Naunhof und dem dbb soll nun 
dazu führen, dass alle Beschäf-
tigten der Stadt möglichst 
rückwirkend zum 1. Januar 
2016 wieder nach Tarif bezahlt 
werden. Für die Gewerkschaft 
DVG Sachsen, die inzwischen 

mehr als 100 Mitglieder von 
178 Beschäftigten in Naunhof 
organisiert, stellt sich die Fra-
ge, warum eine einvernehmli-
che Lösung nicht machbar sein 
soll. Warum trägt man in 
Naunhof politischen Streit auf 
den Schultern der städtischen 
Beschäftigten aus? Warum 
legt es der Stadtrat darauf an, 
dass die DVG und der dbb ihre 
nachvollziehbaren Forderun-
gen nach tariflicher Bezahlung 

nur durch Arbeitskampf errei-
chen können? 

Die Naunhofer Mitglieder sind 
dazu bereit. Das haben sie in 
einer ersten Demonstration  
vor der Stadtratssitzung am 
26. November 2015 gezeigt.  
Am 11. Dezember 2015 fand 
ein erster Warnstreik statt. 
Aber auch dieser führte noch 
nicht dazu, dass der Bürger-
meister vom Stadtrat grünes 

Licht bekam, mit dem dbb in 
Tarifverhandlungen einzutreten. 

Weitere Streiks und unnnötige 
Belastungen für die Bevölke-
rung und die Stadtbeschäftig-
ten sind die Folge, wenn der 
Stadtrat nicht einlenkt. 

Jürgen Kretzschmar,  
Vorsitzender der DVG Sachsen 
und Mitglied der Bundestarif-

kommission des dbb
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Weihnachtsgeld für Beamte:

Jetzt müssen Taten folgen!
Nach heftiger Kritik des Beamtenbundes an der 
schlechten Besoldung der Beamtinnen und Beam-
ten in Sachsen-Anhalt reagierte die CDU-Fraktion 
im Landtag im Januar 2016 mit der Ankündigung, 
das Weihnachtsgeld wieder einführen zu wollen 
und damit das Landesbesoldungsrecht verfas-
sungskonform zu machen. 

Für den dbb Landesvorsitzen-
den Wolfgang Ladebeck ist der 
„Sinneswandel“ der CDU eine 
Reaktion auf die vielen politi-
schen Initiativen des dbb sach-
sen-anhalt zur Verbesserung 
der Besoldung der Beamten: 
„Ich habe die Politiker seit Mo-
naten darauf aufmerksam ge-
macht, dass Sachsen-Anhalts 
Beamte die am schlechtesten 
bezahlten in ganz Deutschland 
sind, aber nur Lippenbekennt-
nisse geerntet“, sagte Lade-
beck. Erst Anfang Januar 2016 
habe er dem Ministerpräsiden-

ten in einem offenen Brief mit-
geteilt, dass die Stimmung un-
ter den Beamtinnen und 
Beamten durch die ihnen in 
den letzten Jahren zugemute-
ten Einkommenskürzungen auf 
einem „besorgniserregenden 
Tiefstand“ angekommen sei. 

Die Wiedereinführung des 
Weihnachtsgeldes ist eine der 
zentralen Forderungen des Be-
amtenbundes. Vor zehn Jahren 
wurde das Weihnachtsgeld für 
die Beamten gestrichen, wäh-
rend bei den Tarifbeschäftig-

ten diese Sonderzahlung 
schrittweise bis 2018 auf das 
Westniveau angehoben wird. 
Einen Gleichklang in der Bezah-
lung zwischen Tarifbeschäftig-
ten und Beamten gibt es nicht 
mehr. „Ich freue mich natürlich 
über den Sinneswandel der 
Union. Der Ankündigung müs-
sen aber noch vor der Land-
tagswahl Taten folgen. Des-
halb appelliere ich an die 
SPD-Fraktion, den Vorschlag 
des Koalitionspartners zu un-
terstützen“, so Ladebeck.

Auf einer Klausurtagung in 
Stolberg vom 11. bis 13. Januar 
2016 hat sich die CDU-Fraktion 
im Landtag von Sachsen-An-
halt auch mit dem Landesbe-
soldungsrecht befasst und da-
für ausgesprochen, „über alle 
Besoldungsgruppen hinweg 
wieder eine Jahressonderzah-
lung (Weihnachtsgeld) ab dem 
Jahr 2016 einzuführen“. Dazu 

erklärte der Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion, André 
Schröder: „Wir wollen auf die 
Rechtsprechung reagieren und 
sind es den Beamtinnen und 
Beamten schuldig, angesichts 
ihres Arbeitspensums zu ver-
nünftigen Lösungen zu kom-
men.“ Ein Haushaltsüberschuss 
2015 in Höhe von rund 100 
Millionen Euro und eine effizi-
ente Personalmittelverwal-
tung machten es möglich, Mit-
tel aus dem Bereich Personal 
für die Sonderzahlung zu ver-
wenden.�

Altersdiskriminierende Besoldung: 

Einmalzahlung gefordert
Um alle Beamtinnen und Beamten in Sachsen-Anhalt bei der Umsetzung des Urteils des Bundesver
waltungsgerichts vom 30. Oktober 2014 zur altersdiskriminierenden Besoldung gleichzubehandeln,  
hat sich der dbb noch im Dezember 2015 an den Landtag von Sachsen-Anhalt gewandt und eine 
Einmalzahlung gefordert.

Das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 30. Oktober 
2014 zur altersdiskriminieren-
den Besoldung hat Landesre-
gierung und Beamtinnen und 
Beamte gleichermaßen über-
rascht, denn weder die Rechts-
folge – eine Entschädigungs-
leistung in Höhe von monatlich 
100 Euro – noch die kurzen 
Ausschlussfristen aus dem All-
gemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) von zwei Mona-
ten ab 8. September 2011 
waren vorhersehbar. Dass eini-
ge Beamtinnen und Beamte 

eine Entschädigung erhalten 
und andere dagegen leer aus-
gehen und die Gründe dafür 
nicht transparent sind, hat zu 
sehr viel Unmut geführt. 

Um alle Beamtinnen und 
Beamten in Sachsen-Anhalt 
gleichzubehandeln hat der dbb 
Landesvorsitzende Wolfgang 
Ladebeck in einem Schreiben 
an die Landtagsfraktionschefs 
und die Vorsitzenden des Fi-
nanz- und Innenausschusses 
eine Einmalzahlung vorge-
schlagen, „ohne dass es auf 

<	 Hintergrund

Sachsen-Anhalt hat sich den Konsequenzen aus der Rechtspre-
chung zur altersdiskriminierenden Besoldung gestellt und den 
Ansprüchen der Beamtinnen und Beamten Rechnung getragen. 
Prioritär wurden von der Bezügestelle bisher diejenigen Verfahren 
bearbeitet, in denen die Widersprüche bis einschließlich 8. Novem-
ber 2011 eingelegt wurden. Nur in diesen Fällen sind Ansprüche 
nach § 15 Abs. 2 des AGG, auf der das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichtes vom 30. Oktober 2014 beruht, begründet. 

In mehr als der Hälfte der Anträge hatten Beamte keinen Zeit-
punkt angegeben, ab dem sie die Anhebung ihrer Besoldung be-
gehren. Die Bezügestelle hat in diesen Fällen bisher nur Ansprüche 
ab Antragsdatum anerkannt. In Musterverfahren soll nun geprüft 
werden, ob Ansprüche auch rückwirkend bestehen.
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<	 Pensionsfonds lahmt

Der Pensionsfonds des 
Landes Sachsen-Anhalt hat 
im Jahr 2015 nur noch eine 
Rendite von knapp zwei Pro-
zent erwirtschaftet. Das 
teilte das Finanzministerium 
auf Nachfrage der Deut-
schen Presse-Agentur mit. 

Noch Ende letzten Jahres 
verkündete Finanzminister 
Jens Bullerjahn stolz, der 
Pensionsfonds habe im Jahr 
2014 eine Rendite von 8,26 
Prozent erzielt, die Versor-
gungsrücklage sogar 9,38 
Prozent. Die höheren Erträ-
ge konnten damals noch mit 
länger laufenden Anleihen 
erzielt werden, deren Kurse 
wegen der fallenden Zinsen 
neu aufgelegter Anleihen 
oft deutlich zulegten. Im 
letzten Jahr legte der Dax 
zwar um zehn Prozent zu, 
der Pensionsfonds aber nur 
um 1,98 Prozent. Das Port-
folio bestand 2015 aus An-
leihen aus der ganzen Welt 
und Aktien aus Europa. Die 
aktuelle Situation auf dem 
Kapitalmarkt ist eine große 
Herausforderung für die 
Erwirtschaftung auskömm-
licher Renditen bei den 
Geldanlagen nicht nur für 
Privatanleger, sondern auch 
für das Land. In diesem Jahr 
will das Finanzministerium 
einen hoch spezialisierten 
Risikoberater engagieren, 
um dem Kapitalmarkt bes-
ser Rechnung zu tragen.

Das Sondervermögen „Pen-
sionsfonds“ wurde 2006 als 
Rücklage zur Finanzierung 
der Versorgung und Beihil-
fen für die Versorgungs-
empfänger des Landes, die 
seit Anfang 2007 als Beam-
te eingestellt worden sind, 
gebildet. Ende 2015 hatte 
Sachsen-Anhalts Pensions-
fonds ein Volumen von 669 
Millionen Euro, wobei noch 
Zahlungen des Landes für 
2015 ausstanden. Das Fi-
nanzministerium verwaltet 
die Mittel und ist verpflich-
tet, der Landesregierung 
jährlich darüber zu berich-
ten.

den Tatbestand, den Zeitpunkt 
oder den Inhalt eines formellen 
Widerspruchs ankommt“. Eine 
Einmalzahlung würde den 
Rechtsfrieden wieder herstel-
len und zudem die Sparbeiträ-
ge, die die Beamten in den ver-
gangenen Jahren durch die 

Streichung des Weihnachtsgel-
des, die zeitliche Verzögerung 
der Besoldungsanpassung, die 
Einführung der Kostendämp-
fungspauschale in der Beihilfe, 
des Besoldungseinbehalts in 
der Heilfürsorge und Personal-
kosteneinsparungen durch 

Strukturreformen erbracht 
haben, kompensieren. Der  
dbb sachsen-anhalt geht da-
von aus, dass die gesetzliche 
Grundlage für die Einmalzah-
lung noch vor Ende der Legis
laturperiode geschaffen wer-
den kann.�

Personalrätekonferenz mit Linksfraktion:

Mehr Mitbestimmung
„Ein neues Personalvertretungsgesetz muss her!“ Das war das Ergebnis  
der Konferenz der Fraktion Die Linke im November 2015 im Landtag von 
Sachsen-Anhalt.

Eine moderne zukunftsfähige 
Landesverwaltung braucht 
kompetente, motivierte und 
engagierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit starken 
Personalvertretungen. Deshalb 
führt kein Weg an einem neu-
en Personalvertretungsgesetz 
für Sachsen-Anhalt vorbei. 
Circa 60 vorwiegend Personal-
räte und Gewerkschafter aus 
allen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes diskutierten 
über einen von der Fraktion 
Die Linke vorgelegten Entwurf 
für ein neues Personalvertre-
tungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (PersVG LSA). 

Der Entwurf wurde federfüh-
rend von Rechtsanwalt Hans-
Henning Adler, Evelyn Ender 
(MdL, Sprecherin für Verwal-
tungsmodernisierung) und Dr. 
Helga Paschke (MdL, Sprecherin 
für Personalpolitik) erarbeitet. 
Die Novelle sieht unter ande-
rem eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen für die Per-
sonalvertretungen vor. Das 
betrifft Regelungen über die 
stärkere Nutzung moderner In-
formations- und Kommunikati-
onsmittel, die Übernahme von 
Reise- und Schulungskosten, 
die Anpassung der Anzahl der 
Personalratsmitglieder an die 
tatsächliche Größe der Dienst-
stelle und eine Ausweitung der 
Freistellungen für Personalräte. 
Darüber stärkt der Gesetzent-
wurf die rechtliche Stellung der 

Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen und passt die bis-
her unzureichenden Regelun-
gen zum Datenschutz an. 

Evelyn Edler, die die Konferenz 
moderierte, bewertete den Ge-
setzentwurf der Fraktion Die 
Linke als „best of“ und „fort-
schrittlichstes“ aller Personal-
vertretungsgesetze bundes-
weit.

<	 Stock: Luft nach oben

Ulrich Stock, stellvertretender 
dbb Landesvorsitzender, be-
grüßte ausdrücklich, dass Die 
Linke das Thema erneut aufge-
griffen hat, nach dem der Ver-
such von CDU und SPD, das 
PersVG LSA noch in dieser Le-
gislaturperiode zu novellieren, 
gescheitert war. „Auch wenn 
einige unserer Forderungen in 

dem Novellierungsentwurf der 
Linksfraktion aufgenommen 
wurden, ist immer noch Luft 
nach oben“, sagte Stock.

Eine wesentliche Forderung 
des dbb und seiner Mitglieds-
gewerkschaften zur Wieder-
einführung des Gruppenprin-
zips bei der Wahl des Vorstan- 
des fand bei der Fraktion Die 
Linke leider keine Berücksichti-
gung, kritisierte Stock. Der dbb 
hatte vorgeschlagen, dass die 
Gruppen wieder selbst ihr Mit-
glied im Vorstand bestimmen. 
Nach der geltenden Rechtslage 
bestimmt die Mehrheit des 
Personalrates, welches Mit-
glied der jeweiligen Gruppe 
dem Vorstand angehört. Dies 
kann dazu führen, dass das 
Gruppenmitglied im Vorstand 
nicht das Vertrauen seiner 
Gruppe genießt. Die DGB-

<	 Die Fraktion Die Linke ist sich mit den Gewerkschaften einig, dass die 
Personalräte mehr Mitbestimmungsrechte brauchen.
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Sekundarschullehrerverband:

Diepenbrock  
bleibt Spitze 
Großer Vertrauensbeweis für den Vorstand des 
Sekundarschullehrerverbands (SLV) des Landes 
Sachsen-Anhalt: Ohne Gegenstimme wurde  
die Verbandsspitze mit ihrer Landesvorsitzen- 
den Claudia Diepenbrock bei einer Mitglieder
versammlung im November 2015 in Merseburg 
wiedergewählt. 

Der Bundesvorsitzende des 
Verbandes Deutscher Real-
schullehrer (VDR), Jürgen 
Böhm, überbrachte seine 
Glückwünsche: „Mit dieser 
Wahl haben sich die Lehrkräf-
te im Sekundarschulbereich 
für weitere Jahre eine starke 
Vertretung ihrer Interessen 
gesichert. Ich freue mich sehr 
auf die Zusammenarbeit, um 
die Bedingungen für unsere 
Schüler im mittleren Bildungs-
weg zu verbessern.“ Böhm 
nahm weiter Stellung zur ak-
tuellen Fachkräftediskussion, 
Digitalisierung im Bildungsbe-
reich und Flüchtlingsthematik 
an den Schulen. Nur ein Zu-
sammenwirken aller – Lehrer, 
Eltern und Politik – könne zu 
einem positiven Ergebnis füh-
ren, so der VDR-Bundesvorsit-
zende. 

<	 Gemeinschaftsschule 
nicht um jeden Preis

Diepenbrock wies darauf hin, 
dass es bei allen Diskussionen 
immer um das einzelne Kind 
gehen muss. Man müsse Kin-
der Geflüchteter fördern, dürfe 
dabei aber nicht die schwächs-
ten beziehungsweise leis-
tungsstärksten Schüler unserer 
Gesellschaft vergessen. Jedem 
Kind gerecht zu werden, das 
sei die Forderung des Sekun-
darschullehrerverbandes: „Es 
ist nicht nötig, auf Druck Ge-
meinschaftsschulen entstehen 
zu lassen. Effektiver wäre es, 
die bereits bestehenden Se-
kundarschulen angemessen 
auszustatten und weiterzuent-
wickeln. Allein das differenzier-
te Schulwesen und differen-
zierte Bildungsgänge können 

das breite Spektrum unserer 
Schüler erfolgreich fördern“, 
erklärte Diepenbrock. 

Die Forderung der Partei Die 
Linke in Sachsen-Anhalt, die 
Gemeinschaftsschulen im Land 
weiter zu stärken, lehnt der Se-
kundarschullehrerverband als 
Frontalangriff auf die Sekun-
darschulen und Gymnasien 
strikt ab und plädiert stattdes-
sen für den weiteren Ausbau 
des gegliederten Schulsystems 
in Sachsen-Anhalt. „Zukunfts-
fähige Bildung gelingt nur mit 
hoher Qualität der differenzier-
ten Bildungsangebote an Se-
kundarschulen und Gymnasi-
en. Die Gemeinschaftsschule 
ist für den Sekundarschulleh-
rerverband nichts anderes als 
eine „Mogelpackung“. Sie spa-
re möglicherweise Kosten 
durch Schulschließungen, brin-
ge den Schülern aber nur Nach-

teile, denn „kein Lehrer kann in 
einem Klassenverband der gro-
ßen Heterogenität von Grund-, 
Haupt-, Realschülern und Kin-
dern mit Migrationshinter-
grund gerecht werden“, argu-
mentiert die SLV-Vorsitzende. 
Das Argument, allein die Ge-
meinschaftsschule bietet den 
„Spätentwicklern“ die besten 
Möglichkeiten der schulischen 
Entwicklung, teilt Diepenbrock 
nicht. „Spätentwicklern“ stün-
den im gegliederten Schulsys-
tem in Sachsen-Anhalt alle 
Wege offen und die Sekundar-
schule verfüge bereits jetzt 
über eine gute Durchlässigkeit, 
weil leistungsstarke Schüler 
nach der sechsten oder zehn-
ten Klasse auf das Gymnasium 
wechseln können. „Die Sekun-
darschule mit ihren beiden Bil-
dungsgängen Realschul- und 
Hauptschulbildungsgang ist 
die optimale Schulform für die 

<	 VDR-Bundesvorsitzender Jürgen Böhm (links) gratulierte Claudia 
Diepenbrock, dem stellvertretenden SLV-Landesvorsitzenden Dietmar 
Frühauf und Kassenwartin Gudrun Lempens.

SL
V

Mitgliedsgewerkschaften un-
terstützen diese dbb Forde-
rung nicht, sondern plädierten 
für den Erhalt des Status quo.

Bei den Mitbestimmungsrech-
ten müsse es, so das Statement 
von Stock, eine Rückkehr zu 
den Tatbeständen geben, die 
während der letzten Novellie-
rung gestrichen worden seien. 
Des Weiteren seien die Mitbe-
stimmungstatbestände bei 
Stufenzuordnungen, Ableh-
nung von Anträgen auf Teilzeit 
und der Einleitung von Diszipli-
narmaßnahmen zu erweitern.

<	 Nachwuchs fördern

Anregungen der dbb Personal-
räte aus der praktischen Arbeit 
wie zum Beispiel Büropersonal 
für die Protokollführung einzu-
binden, die Ladung von Ersatz-
mitgliedern zu Personalratssit-
zungen durch den Vorsitzenden 
sowie eine Verdoppelung aller 
Fristen zur Beteiligung der Stu-
fenvertretung und des Gesamt-
personalrates nicht nur wie bis-
her in den seltenen Fällen wie 
etwa bei einer außerordentli-
chen Kündigung, der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses 

während der Probezeit sowie 
vor Abmahnungen, fanden in 
dem vorgelegten Gesetzent-
wurf zwar noch keine Berück-
sichtigung, sollen aber geprüft 
werden. Von Personalräten 
kam auch der Vorschlag, Sank-
tionsmöglichkeiten rechtlich zu 
normieren, wenn die Dienst-
stelle ihren Pflichten aus dem 
PersVG nicht nachkommt.

Christoph Büchner, stellvertre-
tender Landesvorsitzender der 
dbb jugend sachsen-anhalt, 
begrüßte ausdrücklich die Stär-
kung der Jugend- und Auszu-

bildendenvertretung im 
Gesetzentwurf der Linken, 
forderte aber, dass der Kündi-
gungsschutz auch auf Studien-
absolventen im Angestellten
verhältnis und Beamte im 
Vorbereitungsdienst ausge
weitet werden muss. „Weil 
Studienabsolventen nicht  
vom Kündigungsschutz in § 9 
PersVG LSA erfasst sind, erle-
ben wir in der Praxis immer 
wieder, dass sie nach Abschluss 
ihres dualen Studiums ihre er-
folgreiche JAV- und Personal-
ratsarbeit nicht fortsetzen 
können“, sagte Büchner. �
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Veranstaltungsreihe BBBank: 

Demografie als Chance
Auch 2015 veranstaltete die BBBank ihre „Exklusi-
ven Abende für den öffentlichen Dienst“. In Mag-
deburg drehte sich die Diskussion um die Chancen 
der demografischen Entwicklung im öffentlichen 
Dienst. 

Was bedeuten die Schlagworte 
Mobilität, Demografie und Digi-
talisierung im Arbeitsalltag des 
öffentlichen Dienstes? Wo 
punktet der öffentliche Dienst, 
wo kann er gar eine Vorreiter-
rolle einnehmen? Und wo liegen 
die zukünftigen Chancen für die 
Beschäftigten? Diese und ande-
re Fragen erörtern Vorstand der 
BBBank und geladene Gastred-
ner zum Thema „Der öffentliche 
Dienst von morgen“. 

In der Eröffnungsrede in Magde-
burg zeigte Prof. Dr. Wolfgang 

Müller, Vorsitzender des Vor-
standes, wie die BBBank als gro-
ße Genossenschaftsbank die 
Herausforderungen der demo-
grafischen Entwicklung in 
Deutschland als Chance nutzt. 
„Es ist ein großer Vorteil, dass 
wir eine Bank mit bundeswei-
tem Geschäftsgebiet sind. Wir 
können deutschlandweit dort 
mit Filialen vertreten sein, wo 
unsere Mitglieder sind. Die 
Möglichkeiten der Digitalisie-
rung nutzen wir konsequent, 
um auf den geänderten Kun-
denbedarf zu reagieren und 

auch in Zukunft unseren Auf-
trag als Selbsthilfeeirichtung  
für den öffentlichen Dienst zu 
erfüllen“, sagte Müller. Gast
rednerin in Magdeburg war die 
stellvertretende dbb Bundes-
vorsitzende Astrid Hollmann. 
Nach den Vorträgen bestand für 
alle Besucher der Abendveran-
staltung die Möglichkeit, in ge-
selliger Runde mit den Referen-
ten ins Gespräch zu kommen. 

Seit ihrer Gründung als 
Selbsthilfeeinrichtung für  
den öffentlichen Dienst  
im Jahre 1921 betreut die 
BBBank erfolgreich Beamte 
und Arbeitnehmer im öffent
lichen Dienst und ist mit ei-
nem besonderen Produkt-  
und Dienstleistungsangebot 
bis heute bevorzugter Partner 
der Beschäftigten des öffent
lichen Dienstes. �

Kinder, die nicht zum Gymnasi-
um gehen. Hier werden sie 
entsprechend ihrer Leistungen 
und Fähigkeiten optimal gefor-
dert und gefördert. Es ist end-
lich an der Zeit, die Sekundar-
schule als tragende Säule des 
gegliederten Schulsystems zu 
stärken, anstatt wieder eine 
Strukturdebatte zu führen“, 
fordert Diepenbrock.

<	 Aktivitäten bündeln

Weil es Einheitsschultenden-
zen auch in Thüringen gibt, hat 
sich am 11. Januar 2016 eine 
„Plattform Mitteldeutscher 
Länder im Verband Deutscher 
Realschullehrer“ in Leipzig 
konstituiert. „Es ist höchste 
Zeit, den bildungspolitischen 
Fehlentwicklungen in Sachsen-
Anhalt und Thüringen Wider-
stand entgegenzusetzen. Da-
für werden wir künftig die 
Aktivitäten unserer einzelnen 
Landesverbände bündeln“, er-
klärte der VDR-Bundesvorsit-
zender Jürgen Böhm am Rande 
der Koordinierungsgespräche. 
Um den Kindern und Jugendli-

chen vielfältige Bildungschan-
cen zu erhalten, müsse den 
zunehmenden Einheitsschul-
tendenzen in den beiden mit-
teldeutschen Bundesländern 
eine klare und tragfähige bil-
dungspolitische Alternative 
angeboten werden, betonte 
Böhm. In den vergangenen 
Jahren wurden in Sachsen-
Anhalt und Thüringen diffe-
renzierte Bildungsangebote 
zunehmend durch politisch 
motivierte Einheitsschulkon-
zepte ersetzt. Bewährte Diffe-
renzierungsmöglichkeiten und 
anerkannte Schulformen wer-
den eingeschränkt und die pä-
dagogische Arbeit der Lehr-
kräfte gestaltet sich aufgrund 
der Rahmenbedingungen zu-
nehmend schwieriger. „Die 
Tendenz zur Gemeinschafts-
schule und die zunehmende 
Ideologisierung der Bildungs-
politik widersprechen der Indi-
vidualität Heranwachsender, 
den Anforderungen einer zu-
kunftsfähigen und auf den 
einzelnen Schüler zugeschnit-
tenen Bildungspolitik sowie 
den historischen Bildungs

traditionen Mitteldeutsch-
lands“, so der VDR-Bundes
vorsitzende weiter. 

Die Plattform Mitteldeutscher 
Lehrerverbände im VDR wird 
sich in Zukunft für den Erhalt 
der bewährten Förderschulen 
in den Ländern, die Qualität der 
anerkannten differenzierten 

Schulabschlüsse (Hauptschul-
abschluss, Realschulabschluss, 
Abitur) und die Gleichstellung 
von beruflicher und akademi-
scher Bildung einsetzen. Jegli-
chen Schulstrukturexperimen-
ten auf dem Rücken der Kinder, 
der Jugendlichen und der Lehr-
kräfte erklären die Verbände 
eine klare Absage.�

<	 Frank Stöcker, Wolfgang Ladebeck, Astrid Hollmann, Gabriele Homola 
und Prof. Dr. Wolfgang Müller (von links)

<	 Beim 7. Rechtspflegertag des Bundes Deutscher Rechtspfleger (BDR) Sach-
sen-Anhalt Ende 2015 war in der öffentlichen Veranstaltung die Einfüh-
rung des elektronischen Rechtsverkehrs Thema einer Podiumsdiskussion. 
Bei den Vorstandswahlen wurde Matthias Urich einstimmig wieder zum 
BDR-Landesvorsitzenden gewählt. Den Vorstand komplettieren Silvio 
Gentsch, Sibylle Hertel, Michael Rasehorn und Christoph Stammer. Im Bild 
von links: Christoph Stammer, Michael Rasehorn, Sibylle Hertel, Silvio 
Gentsch, Matthias Urich und Justizstaatssekretär Thomas Wünsch.
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tbb frauenvertretung:

Gleichstellung verbessern
Bereits 2014 wurde Thüringens letzte Gleich
stellungsbeauftragte Johanna Arenhövel in den 
Ruhestand verabschiedet. Ein Jahr später, im 
Herbst 2015, wurde mit Katrin Christ-Eisenbinder 
(Die Linke) endlich eine neue Gleichstellungs
beauftragte ins Amt berufen.

Aus diesem Anlass lud die Lei-
tung der tbb frauenvertretung 
die neue Gleichstellungsbeauf-
tragten in die Geschäftsstelle 
des tbb ein. Wichtig war uns 
dabei das gegenseitige Ken-
nenlernen und die konkreten 
Vorstellungen und Ziele, die 
sich Frau Christ- Eisenbinder 
für ihre neue Tätigkeit gesetzt 
hat. Sie informierte uns darü-
ber, dass es für sie wichtig ist, 
das seit 2013 gültige Thüringer 
Gleichstellungsgesetz zu über-
arbeiten, dabei die Rolle der 
Gleichstellungsbeauftragten 
zu stärken und Einzelheiten, 
wie zum Beispiel die Frage der 

Stellvertreter, grundlegend zu 
klären. 

Natürlich sollte unser Treffen 
klären, welche Berührungs-
punkte, gemeinsame Interes-
sen und Aufgaben wir finden 
können. Wir konnten feststel-
len, dass sowohl auf der Liste 
der Gleichstellungsbeauftrag-
ten als auch bei uns Themen 
wie Lohngerechtigkeit, das so-
ziale Umfeld der Frauen, die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, flexible Arbeitszeiten, 
der Ausbau eines Gesundheits-
managements, die Gewaltprä-
vention, Möglichkeiten für 

Teilzeitbeschäftigung in Füh-
rungspositionen und die Ge-
staltung und Begleitung von 
Betreuungs- und Pflegezeiten 
ganz oben stehen. Es sollen 
zukünftig Möglichkeiten ab
gewogen werden, zu diesen 
oder ähnlichen Themen Schu-
lungsveranstaltungen gemein-
sam vorzubereiten und durch-
zuführen.

Übereinstimmende Meinung 
herrschte auch darüber, dass 

bei der Arbeit an den genann-
ten Zielen unbedingt ein funk-
tionierendes Netzwerk gebil-
det beziehungsweise wieder 
aktiviert werden muss, denn 
leicht und im Alleingang sind 
diese Aufgaben nicht zu erfül-
len. Dazu sollen Partner aus 
der Medizin, Krankenkassen, 
Verbänden und vielen anderen 
Bereichen gefunden werden.

Christiane Scheler,  
Vorsitzende tbb frauen

Personalvertretungsrecht: 

Öffentliche Arbeitgeber stärken
Die Fraktion Die Linke im Thüringer Landtag hatte 
am 19. Januar 2016 Personalrätinnen und Perso-
nalräte zu einer Konferenz eingeladen, um über 
das Thüringer Personalvertretungsgesetz zu dis-
kutieren. Frank Schönborn, stellvertretender Lan-
desvorsitzender des tbb sowie Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte, war 
einer der Hauptredner.

Er forderte in seiner Eröffnungs-
rede ein zukunftsorientiertes 
modernes Personalvertretungs-
recht. Bisherige Versuche, die 
Beteiligungsrechte und das 
Beteiligungsverfahren im 
Thüringer Personalvertretungs-
recht den Erfordernissen einer 

effizienten, modernen und 
kostengünstigen Verwal
tungstätigkeit anzupassen, 
führten – so Schönborn – zu 
einer Einschränkung der Qua
lität der Mitbestimmung und 
einer Erschwerung der Arbeit 
der Personalräte.

Die Koalitionspartner haben 
sich im Koalitionsvertrag zu ei-
ner weiteren Fortentwicklung 
des Thüringer Personalvertre-
tungsgesetzes unter Einbezie-
hung von Gewerkschaften und 
Berufsverbänden bekannt. Da-
bei soll sich die Novellierung 
insbesondere daran orientie-
ren, dass auch für Fälle der ein-
geschränkten Mitbestimmung 
die Einigungsstelle vorgesehen 
wird, statt einer Arbeitsge-
meinschaft auf Landesebene 
ein Landespersonalrat etabliert 
wird.

Schönborn begrüßt das und 
führt aus: „Selbst partizipati-
onsfreundliche Gesetze sind 

nur so beteiligungsfreundlich 
wie der Rechtsweg, mit dem 
der Personalrat die Einhaltung 
durchsetzen kann. Wer häufig 
mit dem Personalvertretungs-
gesetz umgeht weiß aber, dass 
es mit der Sicherung der Betei-
ligungsrechte schon angesichts 
der langen Dauer verwaltungs-
gerichtlicher Verfahren häufig 
nicht weit her ist.“

<	 Stellschrauben  
entrosten

„Ich bin der Meinung, dass  
ein modernes Personalvertre-
tungsgesetz auch Ausdruck 
einer modernen Personalfüh-
rung ist. Thüringen glänzt in 

<	 Birgit Drischmann, Christiane Scheler, Katrin Christ-Eisenbinder,  
Doreen Trautmann
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dieser Hinsicht mit den letzten 
Plätzen im Vergleich der Perso-
nalvertretungsgesetze der 
Bundesländer“, so Schönborn 
weiter. Er fordert: „Es ist Zeit, 
wichtige Stellschrauben des 
Gesetzes zu entrosten und auf-
zupolieren, damit die gleich
berechtigte Partnerschaft 
zwischen Dienststelle und Per-
sonalvertretung sowie die von 
beiden Partnern wahrzuneh-
menden Aufgaben auch im 
heutigen schnelleren und vor 
allem komplizierteren Arbeits-
rhythmus in den Dienststellen 
reibungslos funktionieren kön-
nen. Dazu brauchen die Perso-
nalvertretungen mehr Mitbe-
stimmung. Deshalb muss der 
Beteiligungskatalog deutlich 
erweitert und eindeutiger 
formuliert werden.“

Das Letztentscheidungsrecht 
der obersten Dienstbehörde 
muss gerade bei Streitfällen zur 
Freistellung abgelehnt werden. 
Die Einigungsstelle sollte im 
Streitfall einen bindenden 
Spruch fällen. Das gesetzgeberi-
sche Anliegen des Einigungsver-
fahrens sei die Einigung der Par-
teien. Obwohl die Gerichte in 
vielen Fällen die Rechtswidrig-
keit eines Abbruchs im Eini-
gungsverfahren durch den 
Dienststellenleiter festgestellt 
haben, nähme die Zahl der ein-
schlägigen Gerichtsverfahren 
nicht ab. Ein Streit über die 
Frage, ob sich die von der Per
sonalvertretung gegebene 
Begründung für die Verweige

rung ihrer Zustimmung noch 
einem der gesetzlich vorgege-
benen Tatbestände zuordnen 
lassen kann, verzögert daher 
nicht nur die eigentliche Sach-
entscheidung, sondern bindet 
überflüssigerweise sehr viel Ar-
beitskraft aufseiten beider Part-
ner, noch bevor es überhaupt 
zur Durchführung des Mitbe-
stimmungsverfahrens kommt, 
argumentiert der Vorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte. Für ihn 
hätte sich die Anhörung als 
„stumpfes Schwert“ erwiesen. 

„Mit dem weitgehenden 
Letztentscheidungsrecht des 
Dienststellenleiters besteht für 
diesen grundsätzlich keine 
Notwendigkeit mehr, zu einem 
Konsens mit den Beschäftigten 
zu kommen“, berichtet Frank 
Schönborn von seinen Erfah-
rungen. Auch vor diesem Hin-
tergrund sei eine Novellierung 

umso wichtiger. Alle Beteili-
gungstatbestände seien daher 
auf das Niveau der Mitbestim-
mung mit einem Letztent-
scheidungsrecht der Einigungs-
stelle anzuheben.

<	 Gesetz mit Leben füllen

Trotz der wenigen Mitbestim-
mungsrechte sei es notwen-
dig, das Thüringer Personal
vertretungsgesetz mit Leben 
zu erfüllen und die darin vor-
handenen Möglichkeiten einer 
aktiven und gleichberechtig-
ten Mitbestimmung der Perso-
nalvertretung auszuschöpfen. 
Dies bleibe dem Engagement 
der Personalräte und der 
Dienststellenleitungen vor
behalten. Der im Gesetz 
festgelegte Grundsatz der 
partnerschaftlichen, koope
rationsorientierten, respekt-
vollen und offenen Zusam-
menarbeit von Dienststelle 

und Personalrat wird sich nur 
verwirklichen lassen, wenn die 
Bereitschaft bestände, sich 
frühzeitig über Vorhaben zu 
unterrichten und die Interes-
senlagen aller von dem Vorha-
ben Betroffenen wahr- und 
ernst zu nehmen. Dann lassen 
sich konstruktive Verhandlun-
gen mit dem Willen der Eini-
gung führen. Diese Begriffe 
mit Leben zu erfüllen, läge  
an den handelnden Personen. 
„Es wird bei aller Gesetzeslage 
immer ein Problem sein, wenn 
beide Seiten nicht miteinander 
können oder wollen. Das gilt 
übrigens auch für den Perso-
nalrat selbst.“

Die Freistellungsklauseln für 
Personalräte waren und sind 
immer Gegenstand von Diffe-
renzen. Während der Dienst-
herr versucht, die Freistellungs-
quote möglichst niedrig zu 
halten, fordern die Personalrä-
te für eine ordnungsgemäße 
Personalratsarbeit eine höhere 
Freistellungsquote. „Eine grö-
ßere Freistellungsquote wird 
auch gebraucht“, so Schönborn 
weiter. „Wo viele verantwor-
tungsvolle Aufgaben wahrzu-
nehmen sind, müssen genü-
gend Schultern mittragen und 
ausreichend Zeit zur Verfügung 
stehen.“ Es müssen daher mehr 
Mitglieder im Personalrat mit-
arbeiten, mehr von ihnen frei-
gestellt werden. Zwingende 
Freistellungsklauseln müssen 
für alle Stufen gelten, entspre-
chend der Örtliche Personalrat.

Seinen Vortrag beendete 
Schönborn mit einer Kritik am 
derzeitigen Status der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptperso-
nalräte. Die Arbeitsgemein-
schaft der Hauptpersonalräte 
habe bislang nur eine beraten-
de und koordinierende Funkti-
on. Die Letztentscheidung 
trifft immer nur ein Hauptper-
sonalrat für alle anderen Lan-
desbehörden. Das hierbei im 
Gesetz geforderte „In-Beneh-
men-Setzen“ mit der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptperso-
nalräte sei nicht ausreichend.

� tbb Geschäftsstelle

<	 Frank Schönborn

<	 Blick in die Beratung der Konferenz
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Verband der Schulaufsicht Thüringen:

Generationswechel
Vor dem Hintergrund des Ablaufes der gegenwärtigen Wahlperiode und  
der Notwendigkeit, den Vorstand zu „verjüngen“, fand am 2. Dezember  
die ordentliche Jahres-Mitgliedervollversammlung des Verbandes der Schul-
aufsicht Thüringens – VSLT e. V. – statt. Der VSLT ist eine der 35 Fachgewerk-
schaften unter dem Dach des tbb und zugleich Mitglied der bundesweiten 
Konferenz der Schulaufsicht Deutschlands.

Ein gutes Drittel aller Mitglie-
der fand den Weg in die Aula 
der Erfurter SBBS 6, sodass die 
Beschlussfähigkeit für die Vor-
standswahlen gesichert war.  
In ihrem Rechenschaftsbericht 
blickte die Landesvorsitzende 
Dr. Ute Bräutigam auf die zu 
Ende gehende dreijährige 
Wahlperiode zurück, erinnerte 
an die Satzungsziele des Ver-
bandes, kennzeichnete noch 
einmal die Hauptmerkmale des 
Umbauprozesses seit der Redu-
zierung der Schulämter von elf 
auf fünf und zeichnete nach, 
wie der Vorstand insgesamt 
mit den extremen Herausfor-
derungen umgegangen ist, die 
unter anderem durch die totale 
Ignoranz der vormaligen Haus-
spitze des TMBWK gegenüber 
allen Vorschlägen des VSLT 
entstanden war.

Ausführlich ging die scheidende 
Landesvorsitzende auf die hohe 
Zahl von Vorstandsaktivitäten 
der letzten zwölf Monate ein. 
Neben sieben Landesvorstands-
sitzungen standen in diesem 
Jahr intensive Gespräche mit 
den bildungspolitischen Spre-
chern der im Landtag vertrete-
nen demokratischen Parteien 
im Vordergrund.  Für nicht we-
niger wichtig hielt der Vor-
stand das (Wieder-) Zustande-
kommen von Kontakten zur 
jetzigen Hausspitze des TMBJS. 
Viermal gelang dies im abge-
laufenen Berichtsjahr. Abtei-
lungsleiter, die Staatssekretä-
rin und schließlich auch die 
Ministerin selbst waren Ge-
sprächspartner, wenngleich 
letztere nach elfmonatiger 
Anmeldezeit gerade einmal 

30 Minuten Gesprächszeit 
erübrigen konnte.

Bei allen Gesprächen – bei 
wechselnder Begleitung weit
gehend geführt von Dr. Ute 
Bräutigam und Norbert Obbari-
us – standen die Kernpositionen 
des Verbandes im Mittelpunkt 
des Gedankenaustausches: Kor-
settartige Einengung durch das 
sogenannte „Musterschulamt“, 
ständiges Agieren an der Belas-
tungsgrenze aller Mitarbeiter, 
unter anderem durch eine hohe 
Zahl unbesetzter Stellen, erheb-
liche Erschwerung des Arbeitens 
nach dem Prinzip der Dialogi-
schen Schulaufsicht durch deut-
liche Reduzierung der schulfach-
lichen Aufsichtsreferenten, 
Verschlechterung der Besol-
dungsstruktur, unter anderem 
durch Streichung des Amtes 
SAD (A 15), Reduzierung von 
Beförderungsstellen im höhe-
ren Dienst, sowie Tendenzen zur 
Absenkung von Einstufungen.

Weitgehendes Verständnis für 
die Anliegen des VSLT zeigten 
die Fraktionsvertreter im Land-
tag, während die Gesprächs-
partner im TMBJS überwie-
gend die Auffassung vertraten, 
die Schulämter würden die ge-
wachsenen Aufgaben in aller 
Regel problemlos bewältigen, 
Personalengpässe gäbe es nur 
hier und da punktuell und mit 
Klagen über Besoldungsdefizi-
te wäre man ständig konfron-
tiert. 

Schließlich konnte Bräutigam 
auf vielfältige, weitere Kon
taktebenen verweisen, wie den 
tbb, die KSD, den Landeseltern- 

und Landesschulbeirat sowie 
die anderen Verbände im 
Thüringer Bildungsbereich.  
Bei Workshops, Konferenzen, 
Arbeitsgruppentreffen, Foren 
und Tagungen waren Vertreter 
des Vorstandes und einzelne 
Mitglieder des VSLT vertreten.
Den Bericht des Vorstandes 
rundete der Kassenbericht ab, 
den der Schatzmeister vortrug. 
Die Mitgliederversammlung 
entlastete den Vorstand ein-
stimmig und dankte für dessen 
Arbeit. 

Den Schlusspunkt des ersten 
Teiles der Mitgliederversamm-
lung bildete die Auszeichnung 
der scheidenden Landesvorsit-
zenden mit der Ehrennadel der 
Schulaufsicht in Gold. Vier 
Wahlperioden, zwei davon als 
Landesvorsitzende, hatte sich 
Bräutigam mit ihrer gesamten 
Persönlichkeit innerhalb des 
Vorstandes für die Interessen 
der Mitglieder und eine hohe 
Leistungsfähigkeit der Thürin-
ger Schulaufsicht eingesetzt, 
ohne dabei nicht selten Kon-
flikte mit dem Dienstherren zu 
riskieren. Trotz zuletzt langer 
Krankheit ließ ihr außerordent-
liches Engagement nie nach, 
sodass die Auszeichnung auf 
große Zustimmung stieß.

Zur Überraschung des Betrof-
fenen führte schließlich die 
Übergabe einer Auszeichnung 
des Thüringer Beamtenbundes 
durch die Landesvorsitzende 
des VSLT an Norbert Obbarius. 
Für seine langjährige vier-
dienstvolle Tätigkeit und den 
besonderen Einsatz für den 
tbb, allein acht Wahlperioden 

nach Gründung des VSLT e. V. 
ununterbrochen als sein Vor-
standsmitglied, darunter vier 
als Schatzmeister, zwei als Lan-
desvorsitzender und seit 2014 
noch einmal krankheitsbedingt 
geschäftsführend, verlieh der 
Beamtenbund anlässlich des 
Gewerkschaftstages 2015 die 
Ehrenmedaille des tbb an Ob-
barius. 

In ihrer ausführlichen Laudatio 
beleuchtete Bräutigam das 
zweieinhalb Jahrzehnte andau-
ernde, uneigennützige Engage-
ment des Ausgezeichneten für 
die Beschäftigten der Schuläm-
ter. Der so Geehrte gab den An-
wesenden und vor allen den 
nicht anwesenden Mitgliedern 
auf den Weg, nicht allein auf 
die soziale Verantwortung der 
Landesregierung zu vertrauen 
und zu glauben, dass sich die 
Arbeitsbelastung, die mangeln-
de Wertschätzung durch das 
Ministerium, die Einstufung 
und Besoldung und schließlich 
auch die Pensionen der Ruhe-
ständler von allein zum Besse-
ren wenden werden.„Seien Sie 
versichert, das wird nicht pas-
sieren. Auch die linksgeführte 
Landesregierung beobachtet 
sehr genau, wie entschlossen 
sich die Gewerkschaften inklu-
sive Beamtenbund engagie-
ren!“, so der Redner.

Im zweiten Teil der Vollver-
sammlung fand die Neuwahl 
des Vorstandes statt. Fast ein-
stimmig wurden gewählt: 
Susanne Beck, AB1-Leiterin im 
SSA Süd, als neue Landesvorsit-

<	 Susanne Beck
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zende, Ingo Nebe, Gymnasial-
referent im SSA Nord, als ihr 
Stellvertreter und Michael 
Kaufmann, amt. Schulamtslei-
ter im SSA Süd, zum Schatz-
meister. Dieses Führungstrio 
ergänzen Ingo Meyer, Gymna-
sialreferent im SSA Mitte, Bert-
hold Rader, SAL im SSA Ost, 
und Petra Simon, Referatsleite-
rin 3 im SSA West, als Beisitzer.
Der neue Vorstand repräsen-
tiert damit alle fünf Schuläm-
ter, so wie es die Verbandssat-
zung empfiehlt.

Allen Gewählten gilt unser 
Dank für ihre Kandidatur und 
alle guten Wünsche für ein er-
folgreiches Wirken im Sinne 
der Vertretung der Mitglieder-
interessen. 

Wenngleich der Gesetzent- 
wurf für den Haushalt 2016/17 
einige Lichtblicke für die Be-
schäftigten in den Schuläm-
tern enthält, hat die Mitglie
derversammlung zahlreiche 
„Baustellen“ aufgezeigt, die 
der Vorstand in der neuen 

Wahlperiode bearbeiten wird 
müssen. Man kann dazu nur 
Durchsetzungskraft und eine 
Portion Furchtlosigkeit wün-
schen. 

Die am Jahresende ausschei-
denden Vorstandsmitglieder 
Sylvia Scherbe, langjährige stell-
vertretende Landesvorsitzende, 
Dr. Ute Bräutigam und ich be-

danken uns bei allen Mitglie-
dern für ihr Vertrauen und bei 
unseren Mitstreitern im Vor-
stand für ihre Unterstützung. 
 � Norbert Obbarius 

Veranstaltungsübersicht des tlv

Weitere Themen:
Gewaltfreie Kommunikation – Workshop

Selbst- und Zeitmanagement
Beamtenversorgung – sicher in den Ruhestand

Gern organisieren wir Veranstaltungen zu diesen und weiteren Themen auch in Ihrer Nähe. 
Sprechen Sie uns unter obigem Kontakt an.

Anmeldung: www.tlv.de/akademie

Veranstaltung Referent Termine Ort
Humor und Lachen – 
Kraftfutter fürs Gehirn

Peter Schulze 16. Februar 2016 
16 Uhr

tlv Landesgeschäftsstelle, 
Tschaikowskistr. 22 
99096 Erfurt

Tarifvertrag zur Entgelt
ordnung für Lehrkräfte 
(TV-EntgO-L)

Jens Weichelt 13. April 2016  
15.30 Uhr

tlv Landesgeschäftsstelle 
Tschaikowskistr. 22 
99096 Erfurt

Gewaltfreie Kommunikation 
– Einführungsseminar

Steffen 
Quasebarth

28. April 2016  
16 Uhr

tlv Landesgeschäftsstelle 
Tschaikowskistr. 22 
99096 Erfurt

Elke M., Kinderkrankenpflegerin

Öffentlicher Dienst ist
unverzichtbar. Deswegen
fordern wir, was uns zusteht!
Beim Krankenpflegepersonal ist unsere Gesund-
heit in den besten Händen. Ohne Feuerwehrleu-
te, Polizisten und Zöllner gibt es weder Sicherheit
und Ordnung noch solide Staatsfinanzen. Ohne
Straßenwärter und Müllwerker sorgt niemand
für freie Bahn und saubere Umwelt. Und wenn
die Verwaltung nicht funktioniert, geht es in
Deutschland drunter und drüber – zu Lande, zu
Wasser und in der Luft. Öffentlicher Dienst ist
unverzichtbar.
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